
Polizeiverordnung der Großen Kreisstadt Radeberg über die Kastrations- und 
Kennzeichnungspflicht von Katzen im Gebiet der Stadt Radeberg mit den 
Ortsteilen Großerkmannsdorf, Ullersdorf und Liegau-Augustusbad 
 
Aufgrund der § 9 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 sowie § 17 Abs. 1      des 
Sächsischen Polizeigesetzes in der Fassung  der Bekanntmachung vom 13. August 
1999 (SächsGVBl S. 466) zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Haushaltbegleitgesetzes 2011/2012 vom 15. Dezember 2010 (SächsGVBl S. 387) 
hat der Stadtrat der Großen Kreisstadt Radeberg in seiner Sitzung am 30.11.2011 
folgende  Verordnung  beschlossen. 
 

§ 1 
Katzenhaltung 

 
Katzenhalter/innen, die ihrer Katze die Möglichkeit gewähren, sich außerhalb der 
Wohnung ihres Halters zu bewegen, haben diese zuvor von einem Tierarzt kastrieren 
und mittels Tätowierung oder Mikrochip kennzeichnen zu lassen. Das gilt nicht für 
weniger als 5 Monate alte Katzen. 
Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt auch, wer freilaufenden Katzen 
regelmäßig Futter zur Verfügung stellt. 
Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag Ausnahmen von der 
Kastrationspflicht zugelassen werden, sofern eine Kontrolle und Versorgung der 
Nachzucht glaubhaft  dargelegt wird. 
Auf Antrag können Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung 
zuglassen werden, wenn die Interessen des Antragstellers die durch die Verordnung 
geschützten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur geringfügig 
überwiegen. 
 

§ 2 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig  im Sinne von § 17 Abs. 1 des Sächsischen Polizeigesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig die Bestimmungen  hinsichtlich des Kastrations- und 
Kennzeichnungsgebotes für freilaufende Katzen verletzt 
Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 17 Abs. 2 des Sächsischen Polizeigesetzes und 
§ 17 Abs.  1 und 2 des Ordnungswidrigkeitengesetzes mit einer Geldbuße von 
mindestens 5,- € und höchstens 1.000,- €, bei fahrlässiger Zuwiderhandlung 
höchstens 500,- € geahndet werden. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. 
 
Radeberg, d. 01.12.2011 
 
 
 
 
Gerhard Lemm 
Oberbürgermeister 



Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
 
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzungen von Verfahrens- oder 
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadt 

unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen. 


